
WG: EILT SEHR - Beschlussabstimmung IT-Doppelstrukturen

Von:
Gesendet: Dienstag, 2. November 2021 12:05
An: ITM Beschlusswesen;
Cc:
Betreff: AW: EILT SEHR - Beschlussabs mmung IT-Doppelstrukturen

Werte Kolleg*innen,

die Münchner Kammerspiele bilden eine Ausnahme zum Leistungsschni  2.0, wie in der Anlage n im Dokument BV IT
DoppelstrukturenV0.72 im Absatz Münchner Kammerspiele beschrieben. Daher die Rückmeldung: Fehlanzeige

Bei Rückfragen können Sie mich gerne kontak eren.

Beste Grüße

------
MK:

Stabsstelle Digitalisierung | Leitung

Tel +49 (0) 89 233 36881

Münchner Kammerspiele
Falckenbergstr. 2, 80539 München

ITM Beschlusswesen
Di 02.11.2021 12:15

An:ITM Beschlusswesen <itm.beschlusswesen@muenchen.de>;

E-Mail – itm.beschlusswesen@muenchen.de https://mail.muenchen.de/owa/itm.beschlusswesen@muenchen.de/?off...
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WG: EILT SEHR - Beschlussabstimmung IT-Doppelstrukturen

Von: mailbox mailbox-werkleitung-mhm
Gesendet: Mi woch, 3. November 2021 11:17
An: beschluesse.rit; ITM Beschlusswesen
Cc: Beschlusswesen Kom;
Betreff: AW: EILT SEHR - Beschlussabs mmung IT-Doppelstrukturen

Sehr geehrte Damen und Herren,

für die Markthallen München melde ich nach Rücksprache mit der Fachabteilung Fehlanzeige.

Viele Grüße

Werkleitung / Vorzimmer

************************************
Landeshauptstadt München
Markthallen München
Werkleitung/Vorzimmer
Schä larnstr. 10
81371 München

Telefon:        +49 89 233-38500
Fax:                +49 89 233-38595
E-Mail :         
                       werkleitung-mhm@muenchen.de
Internet:       www.markthallen-muenchen.de

ITM Beschlusswesen
Mi 03.11.2021 12:26

An:ITM Beschlusswesen <itm.beschlusswesen@muenchen.de>;

E-Mail – itm.beschlusswesen@muenchen.de https://mail.muenchen.de/owa/itm.beschlusswesen@muenchen.de/?off...
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Beschlussentwurf für den IT-Ausschuss am 08.12.2021
Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V
Städtische IT: Ausgestaltung des Leistungsschnitt 2.0
Stellungnahme des Mobilitätsreferates

I. per E-Mail 
an   beschluesse.rit@muenchen.de   und   itm.beschlusswesen@muenchen.de  

Mit E-Mail vom 27.10.2021 wurde das Mobilitätsreferat gebeten, zum o.g. Beschlussentwurf 
Stellung zu nehmen:

Das Mobilitätsreferat begrüßt grundsätzlich die Entscheidung, derzeit von einer Zentralisierung
der GPAM-Aufgaben abzusehen. Denn alleine durch eine Verschiebung von Stellen in der 
Organisation wird kein Prozess automatisch schneller oder qualitativ besser.

Wir halten das vorgeschlagene Vorgehen für sinnvoller:
• In der Phase I-A möchte it@M seine eigenen Prozesse analysieren und 

Verbesserungsvorschläge in Hinblick auf eine bessere Kundenorientierung erarbeiten.
• In der Phase I-B werden RIT, it@M sowie alle Fachreferate und Eigenbetriebe 

zusammen die gemeinsamen Prozesse analysieren und Verbesserungsvorschläge in 
Hinblick auf die Beschleunigung der Digitalisierung erarbeiten. Das Mobilitätsreferat ist 
gerne bereit, diese Phase aktiv zu unterstützen und wird seine Vorschläge einbringen.

• In der Phase II erfolgt auf Basis einer weiteren Beschlussfassung durch den Stadtrat 
die Umsetzung der gemeinsam erarbeiteten Verbesserungsvorschläge.

Das vorgeschlagene Vorgehen bedeutet auch eine Abkehr von der Annahme, dass die 
Zentralisierung der GPAM-Aufgaben das einzig denkbare Ziel ist und nur noch das „Wie“ 
ausgestaltet werden muss. Unter dieser Vorgabe haben die Arbeitsgruppen in neo-IT P9 
bisher gearbeitet. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen (Anlage BV_Textbeiträge_AP1-
8V0.91_MP.docx) sind daher nochmal kritisch zu hinterfragen.

Als Ziel steht stattdessen nun die Beschleunigung der Digitalisierung im Vordergrund. Es wird 
gemeinsam „abgewogen, ob Aufgaben fachlich besser in den Referaten zu verorten sind (S. 8,
Absatz 8)“.

Das Mobilitätsreferat bitte daher darum, in Kapitel 2.1, Seite 5 den Satz: „Die erzielten 
Arbeitsergebnisse stellen einen Zwischenstand dar, welcher weiter auszugestalten ist.“
zu ersetzen durch den Satz: „Die erzielten Arbeitsergebnisse stellen einen Zwischenstand 
dar, welcher in Hinblick auf die geänderte Vorgehensweise nochmal kritisch zu hinterfragen 
und weiter auszugestalten ist.“

Zum Kapitel 3.6 Entscheidungsvorschlag IT-Sicherheit

In der Anlage „RIT-I A4 - ISM im Leistungsschnitt 2.0 – v1.0.docx“ ist im Kapitel „3.2 
Organisatorisches Zielbild“ beschrieben, dass alle Aufgaben und Stellen des dezentralen 
Informationssicherheitsmanagements für alle Referate und Eigenbetriebe zukünftig im RIT 

Mobilitätsreferat 
Geschäftsleitung
Geschäftsprozess- und 
Anforderungsmanagement 
MOR-GL3 

Telefon: 0 233-44980 
Telefax: 0 233-989 44980 

Datum: 4.11.2021
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angesiedelt sein sollen. Im Zielbild hat RIT-I A4 die Dienstaufsicht, Fachaufsicht sowie 
Durchführungs- und Ergebnisverantwortung für das dezentrale 
Informationssicherheitsmanagement aller Referate und Eigenbetriebe. Die 
Gesamtverantwortung für das dezentrale Informationssicherheitsmanagement solle aber 
weiterhin bei den Leitungen der Referate und Eigenbetriebe verbleiben.

Das Mobilitätsreferat widerspricht dieser Darstellung. Die Leitung des Mobilitätsreferates 
wird das dezentrale Informationssicherheitsmanagement bei RIT-I A4 gerne 
unterstützen, kann aber ohne Personal und fachliches Know How zum Thema 
Informationssicherheit nicht die Gesamtverantwortung für die Informationssicherheit im
Referat übernehmen. Wir bitten um Anpassung des Kapitels 3.2 dahingehend, dass die 
Gesamtverantwortung für die dezentrale Informationssicherheit im Zielbild beim RIT liegen 
muss.

Im Kapitel 5 ist die Pilotierung des Umsetzungskonzeptes für den Bereich IT-Sicherheit im 
Mobilitätsreferat beschrieben. Wir begrüßen die Pilotierung im Mobilitätsreferat. Allerdings 
schlägt das RIT vor, nur punktuell einzelne Konzeptbausteine zu pilotieren. Genannt sind nur 
vier der insgesamt 22 in Kapitel 4.2 beschriebenen Konzeptbausteine.

Das Mobilitätsreferat akzeptiert diese Darstellung nicht. Laut des am 21.07.2021 
beschlossenem Änderungs-/Ergänzungsantrages zum Beschluss „Städtische IT: 
Doppelstrukturen vermeiden – Zuständigkeiten klar zuordnen, Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 
02997“ wurde das RIT und das POR „mit der Umsetzung der in Kapitel 2 beschriebenen 
Sollkonzeption im Teilbereich IT-Sicherheit“ beauftragt. „Hier dient das Mobilitätsreferat als 
Piloteinrichtung für die neue Sollstruktur.“

Die vorliegende Beschlussvorlage erfüllt diesen Auftrag nicht, wenn nur Bruchteile der 
Sollstruktur für das MOR pilotiert werden. Im Mobilitätsreferat müsste dann parallel zum 
Pilotbereich im RIT ein dezentrales Informationssicherheitsmanagement aufgebaut werden, 
indem wir im Eckdatenbeschluss 2022 Personalmittel für diese Funktion für das 
Mobilitätsreferat beantragen. Dies würde zu einer neuen Doppelstruktur führen.

Wir bitten daher darum, die folgende Passage aus der Anlage „RIT-I A4 - ISM im 
Leistungsschnitt 2.0 – v1.0.docx“, Seite 12: „Sobald entsprechende Kapazitäten zur Verfügung
stehen, werden seitens RIT-I A4 die folgenden Aktivitäten durchgeführt, um einzelne 
Konzeptbausteine zu pilotieren (vgl. Kapitel 4.2).“ zu ersetzen durch: „Sobald entsprechende 
Kapazitäten zur Verfügung stehen, werden seitens RIT-I A4 alle Konzeptbausteine (vgl. 
Kapitel 4.2) für das Mobilitätsreferat als Piloteinrichtung übernommen.“

Wir bitten um Berücksichtigung unserer Anmerkungen und Vorschläge.

gez.

Georg Dunkel
Mobilitätsreferent



WG: EILT SEHR - Beschlussabstimmung IT-Doppelstrukturen

Von:
Gesendet: Donnerstag, 4. November 2021 14:24
An: beschluesse.rit; ITM Beschlusswesen
Cc:
Betreff: AW: EILT SEHR - Beschlussabs mmung IT-Doppelstrukturen

Sehr geehrte Damen und Herren,
die MSE nimmt die Beschlussvorlage „Städtische IT: Ausgestaltung des Leistungsschnitts 2.0“ zur Kenntnis.
Wie unter Punkt Nr. 3.7 in Verbindung mit Anlage „n – Ausnahmen vom Leistungsschnitts 2.0“ richtig dargestellt, gelten die
vorgeschlagenen Veränderungen bei der städtischen IT nicht für die MSE. Wir bitten in diesem Zusammenhang aber noch
um Klarstellung in der Anlage n der Beschlussvorlage, dass diese Ausnahme auch für den Bereich der
Informationssicherheit gilt und dies in der Anlage n entsprechend ergänzt wird.
Hintergrund ist die im Umsetzungskonzept „Leistungsschnitt 2.0 im Bereich Informations-
sicherheitsmanagement“ unter Punkt 3 „Personalrechtliche und Verantwortungsperspektive“ dargestellte Vorgehensweise,
nach der u. a. die Dienstaufsicht für die Mitarbeitenden zur Erbringung der Aufgabe des dezentralen
Informationssicherheitsmanagements auf das RIT übertragen werden soll. Nach Art. 88 Abs. 3 Satz 2 der bayerischen
Gemeindeordnung ist die Werkleitung Dienstvorgesetzter der Beamten*innen im Eigenbetrieb und führt die Dienstaufsicht
über sie und die im Eigenbetrieb tätigen Arbeitnehmer*innen. Ein Übergang der Dienstaufsicht über eine mit originären
Aufgaben der MSE beschäftigten Dienstkraft auf eine andere städtische Organisationseinheit (in diesem Fall konkret RIT-I
A4) widerspricht den Intentionen der kommunalrechtlichen Vorgaben und ist damit aus der Sicht der MSE rechtswidrig.
Ebenso ist ein Stellentransfer zwischen einem Eigenbetrieb und dem Hoheitsbereich haushaltsrechtlich nicht möglich.
Nachdem die Gesamtverantwortung für das dezentrale ISM – wie im Konzept richtig dargestellt – immer bei der
Werkleitung des Eigenbetriebs liegt und nicht delegierbar ist, gilt dies auch für die Durchführungs- und
Ergebnisverantwortung. Mitarbeitende des RIT können daher keine Befugnisse innerhalb der MSE im Bereich des
dezentralen ISM erteilt werden, um z. B. lokal geltende Sicherheitsregularien zu verabschieden. Diese Befugnisse
verbleiben immer im Eigenbetrieb bei dem dafür vorgesehenen Organ.
Da die MSE – wie in der Beschlussvorlage dargestellt und hier nochmals präzisiert – nicht von den Regelungen des
Beschlusses betroffen ist, wird an dieser Stelle auf eine weitergehende inhaltliche Stellungnahme verzichtet.

Mit freundlichen Grüßen

Dipl.-Ing.
Leitung MSE-PDIKA

Landeshauptstadt München
Münchner Stadtentwässerung
MSE-PDIKA
Friedenstr. 40
81671 München
Telefon: (089) 233 - 62250
Telefax:  (089) 233 - 62245
E-Mail:
Web:    www.muenchen.de/mse

ITM Beschlusswesen
Do 04.11.2021 14:58

An:ITM Beschlusswesen <itm.beschlusswesen@muenchen.de>;

E-Mail – itm.beschlusswesen@muenchen.de https://mail.muenchen.de/owa/itm.beschlusswesen@muenchen.de/?off...
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WG: EILT SEHR - Beschlussabstimmung IT-Doppelstrukturen

Von: mailbox-beschluss-und-berichtswesen.bau
Gesendet: Freitag, 12. November 2021 12:13
An: beschluesse.rit; ITM Beschlusswesen
Cc:
Betreff: WG: EILT SEHR - Beschlussabs mmung IT-Doppelstrukturen

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Baureferat zeichnet den vorgelegten Beschlussentwurf "Städtische IT: Ausgestaltung des
Leistungsschnitt 2.0" ohne Einwand mit. 

Für die verspätete Rückmeldung entschuldigen wir uns. 

Freundliche Grüße

Landeshauptstadt München
Baureferat
RG 4 - Beschluss- und Berichtswesen
Friedenstraße 40
81671 München

Tel.: + 49(0)89 233-60129
Fax: +49(0)89 233-60095
E-Mail:  
Org.-E-Mail: beschluss-und-berichtswesen.bau@muenchen.de 

ITM Beschlusswesen
Fr 12.11.2021 12:15

An:ITM Beschlusswesen <itm.beschlusswesen@muenchen.de>;

E-Mail – itm.beschlusswesen@muenchen.de https://mail.muenchen.de/owa/itm.beschlusswesen@muenchen.de/?off...
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Städtische IT: Ausgestaltung des Leistungsschnitt 2.0

Städtische IT: Doppelstrukturen vermeiden - Zuständigkeiten klar zuordnen
Antrag Nr. 20-26 / A 00642 von der SPD / Volt - Fraktion, Fraktion Die Grünen - Rosa Liste
vom 11.11.2020, eingegangen am 11.11.2020

Digitalisierung vorantreiben und Digitalisierungsmanager*innen etablieren
Antrag Nr. 20-26 / A 01547 von der SPD / Volt – Fraktion, Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
vom 15.06.2021

Vorlage Nr. 08-14 / V 11303 Aufgriff offene Thematik des referatsübergreifenden 
Anforderungsmanagement für SAP-Anwendungen

Anlagen

• Stadtratsanträge 
• Stellungnahmen
• Ergebnisse der Arbeitspakete

Beschluss des IT-Ausschusses vom 08.12.2021 (VB/SB)

Öffentliche Sitzung

IT-Referat
IT@M Dienstleister für Informations- und Telekommunikationstechnik der 
Landeshauptstadt München
Büro der Werkleitung 
z.H. Frau Meinel

Das Direktorium nimmt zu o. g. Beschlussvorlage wie folgt Stellung:

Vorausschicken möchten wir, dass eine Frist zur Abgabe der Stellungnahme von 8 
Arbeitstagen, von denen 4 Arbeitstage in Ferienzeiten fallen, angesichts der Bedeutung des 
Themas aus Sicht des Direktoriums absolut unzureichend ist.
Derart kurze Fristen machen es unmöglich, fachliche Stellungnahmen referatsintern in der 
gebotenen Weise abzustimmen.

Geschäftsprozess- und Anforderungsmanagement (GPAM) 

Die Beschlussvorlage "Städtische IT: Ausgestaltung des Leistungsschnitt 2.0" nehmen wir zur 
Kenntnis. Wir begrüßen, dass durch die Verlängerung des Projekts nun mehr Zeit für die 
Ausarbeitung einer guten Lösung zur Verfügung steht. Inhaltlich dürfen wir auf unsere 
Stellungnahme zur Beschlussvorlage „Städtische IT: Doppelstrukturen vermeiden – 
Zuständigkeiten klar zuordnen“ (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 02997) verweisen. Die dort im 
Detail ausgeführten Risiken (Schaffung neuer Schnittstellen, verminderte Umsetzung von 
Anforderungen unserer Fachbereiche, Einschränkung fachlicher Steuerungsmöglichkeiten, 
Zusatzbelastung der Mitarbeiter*innen) bitten wir bei der kommenden Ausgestaltung detailliert 

Direktorium 
Geschäftsleitung
Leitungsunterstützung 
D-GL1-LU 

Telefon: 0 233-92509 
Telefax: 0 233-21155 
Herr Kreutz 
florian.kreutz@muenchen.de 

Datum: 09.11.2021 
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zu adressieren. Daneben möchten wir im Folgenden weitere Anmerkungen geben bzw. bitten 
wir um die Anpassung einzelner Passagen des Beschlusstextes.

1. Begriff "Doppelstrukturen"

Schwierig bleibt nach wie vor, dass der Begriff der "Doppelstrukturen" nicht geklärt ist, und 
eine weitgehende Zentralisierung von IT-Funktionen als Arbeitshypothese zugrunde gelegt 
wird. Eine Zentralisierung kann aber kein Ziel "per se" sein, sondern ist zunächst nur eine 
denkbare Möglichkeit, um Ziele wie Effizienzsteigerungen o.Ä. zu unterstützen. Diese 
Begriffsunschärfe erschwert unseres Erachtens die Lösungsdiskussion maßgeblich.

2. Übergreifendes Zielbild

Zwischen den Formulierungen der Textbeiträge der Arbeitspakete (siehe Anhang zur 
Beschlussvorlage) bestehen gewisse Interpretationsspielräume. Dies ist der sehr kurzen 
Zeitschiene für die Bearbeitung der Arbeitspakete geschuldet, die einen übergreifenden, 
finalen Abgleich der Ergebnisse erschwerte. Aufgrund der verlängerten Zeitschiene des 
Projekts kann bei der nun anstehenden Analyse der IST- und SOLL-Situation ein integrierter 
Ansatz zur Erarbeitung der Ergebnisse verfolgt werden. Ausgehend von einem übergreifenden
Zielbild sollte die Betrachtung der aktuellen und zukünftigen Prozesse in den Mittelpunkt 
gestellt werden. Besonders wichtig ist ein solches übergreifendes Zielbild für IT-Funktionen, 
die sehr eng miteinander verzahnt sind. Dies gilt insbesondere für die IT-Funktionen des 
Geschäftsprozess- und des Anforderungsmanagements (und damit automatisch der 
Digitalisierung). Hier muss nicht nur die zukünftige Gestaltung der Prozesse im RIT und in den
GPAM's betrachtet werden, sondern insbesondere auch die Einbindung und die Beteiligung 
der Fachbereiche. Diese kund*innenzentrierte "Ende-zu-Ende"-Betrachtung muss im 
Mittelpunkt der zukünftigen Ausgestaltungen der Ablauf- und der Aufbauorganisation stehen. 

3. Funktionierende Schnittstellen

Aus der Analyse diverser Szenarien im neoIT-Projekt P9 für ein zukünftiges 
Geschäftsprozessmanagement (GPM) wurde geschlossen, dass eine dezentrale Aufstellung 
des GPM in den Referaten am zielführendsten ist - eine Einschätzung, die wir
teilen. Sollte es jedoch zu einem teilweisen Übergang des Anforderungsmanagements (AM) 
aus den Referaten in das IT-Referat kommen, so ist eine klare Beschreibung der Schnittstelle 
zwischen GPM und AM essentiell für das Funktionieren der zukünftigen Prozesse und der 
weiteren Digitalisierung der LHM. Wir bitten dafür Sorge zu tragen, dass dieser Kernaspekt in 
der erforderlichen Detailtiefe analysiert wird. Neben diesen inhaltlichen Anmerkungen bitten 
wir um Berücksichtigung folgender Punkte: Streichung der Aussage „Die Kolleg*innen aus den
GPAM-Bereichen haben fundiert und konstruktiv an den Ergebnissen mitgearbeitet und sehen 
Vorteile in der geplanten Veränderung.“ (S. 2): Während die Mitarbeit der GPAM-Kolleg*innen 
sicher fundiert und konstruktiv war, sehen vermutlich nicht alle Vorteile in der geplanten 
Veränderung. Deshalb ist die Aussage in dieser pauschalen Form unseres Erachtens nicht 
zutreffend. Die angestrebte Verlängerung der Projektlaufzeit ist zu begrüßen. Sie muss 
allerdings mit der Aufhebung der Veränderungssperre für die GPAM-Bereiche einhergehen. 
Ansonsten führt die Projektverlängerung zu einer weiteren und längerfristigen Belastung der 
Mitarbeiter*innen in den GPAM-Bereichen. 
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IT-Sicherheit 

Im Hinblick auf die Informationssicherheit wird der Beschlussentwurf auch weiterhin kritisch 
gesehen (vgl. Stellungnahme D-GL zur Sitzungsvorlage 20-26 / V 02997, Schr. v. 07.04.2021).
So widerspricht die Eingliederung der dezentralen Informationssicherheitsbeauftragten in die 
Organisation des RIT aus unserer Sicht der Expertenmeinung, insbesondere des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) und sollte vielmehr 
organisatorisch in einer zentralen Stabsstelle - analog der zentralen Datensicherheit - 
organisiert werden.
Unklar ist in diesem Zusammenhang auch, wie einerseits die Gesamtverantwortung für die 
Aufgabe des dezentralen Informationssicherheitsmanagements in den Referaten verbleiben 
soll (so auch die Entscheidung bzgl. der Risikoübernahme bei IT-Projekten), gleichzeitig aber 
den Referaten das für diese Aufgabe qualifizierte Personal entzogen werden soll. 
Nicht nachvollzogen werden kann die Behauptung, dass die Qualität der 
Informationssicherheit aufgrund der derzeitigen disziplinarischen Dezentralisierung 
eingeschränkt sei. Die Einhaltung einheitlicher Standards und Vorgaben setzt aus Sicht des 
Direktoriums nicht die disziplinarische Steuerung durch das RIT-IA4 voraus sondern allein die 
Existenz geeigneter Standards und Vorgaben. 

Die Behauptung, dass durch den Übergang der Dienstaufsicht zu RIT-I A4 für die 
Mitarbeitenden im dezentralen Informationssicherheitsmanagement auch direkte Schnittstellen
innerhalb der IT-Organisation verfügbar wären, mag zwar auf den ersten Blick richtig 
erscheinen. Unsere Erfahrung zeigt jedoch, dass die Kommunikationsschnittstellen innerhalb 
des RIT bzw. it@M in der Vergangenheit problematisch waren. Lösen könnte dieses Problem 
eine saubere und klare Definition der betreffenden Kommunikationsschnittstellen und nicht die 
Zugehörigkeit zu RIT-I A4. Generell erscheint uns in diesem Zusammenhang die Nähe und 
direkte Schnittstelle zum Informationssicherheitsbeauftragten als Mitarbeiter des DIR 
wichtiger, um der Verantwortung für die Aufgabe des dezentralen 
Informationssicherheitsmanagements im DIR bestmöglich zu nachkommen zu können.

Es wird auch mehrfach erwähnt, dass durch die geplante Umorganisation 
Effizienzsteigerungen zu erwarten sind bzw. dass diese Umorganisation sogar die 
Voraussetzung dafür sei. Eine Effizienzsteigerung kann sich aber erst im Betrieb offenbaren 
und dazu müsste diese entsprechend gemessen werden. Darauf wird in der Beschlussvorlage 
jedoch nicht eingegangen. Damit bleibt dies eine reine Behauptung. Gemäß Beschlussvorlage
sollen die dargestellten Umsetzungsmaßnahmen auch sicher stellen, dass die aktuell stadtweit
uneinheitliche Organisationsstruktur des dezentralen Informationssicherheitsmanagement 
vereinheitlicht würde. Das suggeriert, dass diese Uneinheitlichkeit der disziplinarischen 
Dezentralisierung geschuldet war. Das ist so nicht richtig. Die entsprechende Vorgabe des 
zentralen Informationssicherheitsmanagements ließ damals ausdrücklich eine uneinheitliche 
Organisationsstruktur zu. Hier wäre eine klare Vorgabe zur Vereinheitlichung ausreichend 
gewesen. Abschließend weisen einige Aussagen der Beschlussvorlage eindeutig daraufhin, 
dass durch die Umorganisierung auch zusätzliches Personal für Aufgaben des aktuell 
unterbesetzten RIT-I A4 gewonnen werden soll, in der fälschlichen Annahme, dass die 
dezentralen Informationssicherheitsbeauftragten in ihren Referaten nicht ausgelastet wären. 
Das hätte zur Folge, dass nach der Umorganisation den Informationssicherheitsbeauftragten 
weniger Zeit für die Betreuung ihrer Referate zur Verfügung stünde. Das kann aus Sicht des 
DIR nicht befürwortet werden.
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Mit freundlichen Grüßen

gez.

Silvia Dichtl



WG: EILT SEHR - Beschlussabstimmung IT-Doppelstrukturen

Von:
Gesendet: Dienstag, 9. November 2021 17:39
An: ITM Beschlusswesen; beschluesse.rit
Cc: Gleichstellungsstelle für Frauen
Betreff: AW: EILT SEHR - Beschlussabs mmung IT-Doppelstrukturen

Sehr geehrte Damen* und Herren*,
die Gleichstellungsstelle für Frauen zeichnet den Beschluss mit. Wir möchten an durchgängige Verwendung
geschlechtergerechter Sprache lt. AGAM erinnern (Kundenmanagement, ...IT_Dienstleister wird erwartet, dass er..., Seite
6).
Wir bitten darum, zusätzlich zu unserer Zustimmung in den Beschluss folgenden Satz aufzunehmen: "Alle Entwicklungs-
und Umstrukturierungsprozesse in der Ausgestaltung des Leistungsschnitts 2.0 sind durchgängig auf
Gleichstellungsrelevanzen und Gleichstellungswirkungen zu prüfen, um geschlechterbezogene Schieflagen zu
vermeiden."

Mit freundlichen Grüßen 

Landeshauptstadt München
Gleichstellungsstelle für Frauen
Stellvertretende Leiterin

Rathaus
Marienplatz 8
Zimmer 110
80331 München

Telefon: 089/ 233-92469
Telefax: 089/ 23324005

www.muenchen.de <h p://www.muenchen.de> <h p://www.muenchen.de>

Wenn Sie sich mit obiger Anrede nicht zutreffend angesprochen fühlen, teilen Sie uns bitte mit, wie Sie angesprochen werden

möchten.

Der Newsle er der Gleichstellungsstelle für Frauen informiert über aktuelle Veranstaltungen und Entwicklungen zum
Thema Geschlechtergerech gkeit in München. Hier können Sie sich für den Newsle er anmelden:
h ps://online.muenchen.de/newsle er/

ITM Beschlusswesen
Mi 10.11.2021 07:33

An:ITM Beschlusswesen <itm.beschlusswesen@muenchen.de>;

E-Mail – itm.beschlusswesen@muenchen.de https://mail.muenchen.de/owa/itm.beschlusswesen@muenchen.de/?off...
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Stellungnahme des Gesamtpersonalrates; 
 
Städtische IT: Ausgestaltung des Leistungsschnitt 2.0; Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 02997; 
Städtische IT: Doppelstrukturen vermeiden - Zuständigkeiten klar zuordnen Antrag Nr. 20-26 
/ A 00642 von der SPD / Volt - Fraktion, Fraktion Die Grünen - Rosa Liste vom 11.11.2020 
 
 
 
 
 
 
 
An den  
Referenten des Referats für Informations- 
und Telekommunikationstechnik 
Herrn  
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr , 
 
der Gesamtpersonalrat hat sich in seiner Sitzung am 10.11.2021 mit der oben genannten 
Beschlussvorlage befasst und nimmt wie folgt Stellung: 
 
Der Gesamtpersonalrat unterstützt das beschriebene Vorgehen. Wir begrüßen eine 
kooperative Einbindung durch Einrichtung einer Arbeitsgruppe und die Verwendung 
vielfältiger Beteiligungsformate, insbesondere beim Thema IT-Sicherheit und bei strittigen 
Sachverhalten in Bezug auf Referatsinteressen.  
 
Wir stellen fest, dass die beschriebene Vorgehensweise, in Anbetracht der vorliegenden 
Arbeitsergebnisse der Arbeitsgruppen und der Rückmeldungen der Referate und Eigen-
betriebe, der Bedeutung der anstehenden Veränderung gerecht wird. Nur auf Basis einer 
genauen Analyse, der in den GPAMs wahrgenommenen IT-Aufgaben, können tragfähige 
zukunftsfähige Entscheidungen im Interesse unserer Beschäftigten getroffen werden. Eine 
Verlängerung des Programms neoIT ist im Hinblick auf die anvisierte phasenweise 
Umsetzung ein notwendiger konsequenter Schritt. Wir unterstützen diese Entscheidung. 
 
Für uns bleibt die umfassende Information unserer Beschäftigten und die kooperative 
Einbeziehung der Personalvertretungen ein wichtiger Erfolgsfaktor. Die beiliegenden 
Rückmeldungen der Referatspersonalvertretungen und der Personalvertretungen der 
Eigenbetriebe verdeutlichen dies eindrücklich. Bitte berücksichtigen Sie dies. 
 
Wir stehen für eine konstruktive Zusammenarbeit zur Verfügung.  
 
 



 
 

Mit freundlichen Grüßen 

Stellv. Vorsitzender 
 
 
Anlage 
Rückmeldungen Referatspersonalvertretungen und Personalvertretungen Eigenbetriebe 
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Ref/EB 
 

Rückmeldungen/Stellungnahmen 

BAU „…Die „Projektlaufzeit“ soll nun um 3 Jahre bis zum 31.12.2025 verlängert 
werden. Dies sehen wir als absolut richtigen Schritt in die richtige Richtung an. 
Unseres Erachtens sollte das Projekt konsequenterweise noch mit einem 
durchgängig begleiteten Veränderungsmanagement versehen werden um die 
Umsetzung bestmöglich für alle Bereiche und Mitarbeiter*innen zu gestalten. 
 
Die in Analogie zu neoHR vorgeschlagene Einrichtung einer 5+2-Arbeitsgruppe 
zur gemeinsamen Ausarbeitung der Zielstruktur halten wir ebenfalls für den 
richtigen Schritt. Besonders im Focus stehen für uns dabei die Schnittstellen 
zwischen IT@M und dem Baureferat, die aus unserer Sicht eine besondere 
Klarheit benötigen, um kommende Aufgaben zielgerichtet bearbeiten zu können.  
 
Bezüglich des zu zentralisierenden Informationssicherheitsmanagements (ISM) 
halten wir eine Verortung einer*s dezentralen 
Informationssicherheitsbeauftragten in den Referaten/ Eigen-betrieben, die*der 
nach zentralen Vorgaben arbeitet, ebenfalls für eine sehr gute Lösung. Auf diese 
Weise kommt der Vorteil der örtlichen Nähe und die unmittelbare Vernetzung 
des RIT in die Referate/ Eigenbetriebe bestmöglich zur Geltung. …“ 
 

it@M „…Grundsätzlich erhebt die Personalvertretung keine Einwände zu der 
vorgelegten Beschlussvorlage. Wir möchten jedoch ein paar Anmerkungen 
machen, die gerade für unsere Kolleg*innen von großer Bedeutung sind. 
 
Wir finden es gut, dass der Leistungsschnitt in mehreren Phasen abläuft, das 
gibt den Kolleg*innen doch etwas mehr Sicherheit und es wird nicht mehr alles 
nur in großen „Würfen“ abgehandelt. 
 
Wenn das gemeinsam getragene Ergebnis der Zusammenarbeit zwischen den 
Referaten und Eigenbetrieben ist, dass durch den Abbau von Doppelstrukturen 
Effizienz und Qualität der Prozesse ein Übergang der Arbeit in das IT-Referat 
ergibt, sollte man folgendes beachten. 
 
Der örtliche Personalrat it@M hat dies bereits in seiner Stellungnahme am 29. 
März formuliert: „Es ist aus unserer Sicht unabdingbar, dass nicht nur die 
Aufgaben übertragen werden, sondern auch das qualifizierte Personal übergeht, 
entsprechend der Maßgabe „Person folgt Aufgabe“. Die derzeitige Belastungen 
der Beschäftigten von it@M, sowohl im Rahmen der letzten Umorganisationen 
als auch der Bewältigung der derzeitigen, Pandemie bedingten 
Herausforderungen lässt es nicht zu, der Belegschaft weitere Aufgaben 
aufzubürden, ohne dies durch zusätzliche Ressourcen zu kompensieren. Wir 
warnen eindringlich vor einer Übertragung von leeren Stellen.“ 
 
In der Phase 1 heißt es: 
„Des Weiteren werden zeitgleich neue Services für die Bedarfe der Referate und 
Eigenbetriebe konzipiert und aufgebaut. Zugleich wird in der Beschlussvorlage 
festgestellt, dass das Projekt mit vorhandenem Personal aus dem IT-Referat 
und dem POR umgesetzt werden kann.“ 
Das sehen wir sehr kritisch, viele Kolleg*innen in unserem Bereich arbeiten 
bereits am „Anschlag“ und wie wir alle wissen, bedeutet Projektarbeit Arbeit, 
neben meiner „normalen Arbeit“. Das haben viele unserer Kolleg*innen, gerade 
bei it@M, in den letzten 1 1/2 Jahren gemacht. Die Landeshauptstadt München 
hat als Arbeitgeberin eine Fürsorgepflicht für ihre Beschäftigten und 
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sollte ihre Mitarbeiter*innen nicht in Krankheiten wie z.B. Burn Out etc. treiben. 
Was wir als Personalvertretung als Wertschätzung erfahren könnten, wäre beim 
Antrag des Referenten und Punkt 4., dass die weitere Umsetzung und 
Ausgestaltung nicht nur unter Beteiligunen der Referate und Eigenbetriebe 
stattfindet, sondern auch mit der zuständigen Personalvertretung. …“ 
 

SKA „…Sämtliche im Rahmen des Veränderungsprozesses im Zusammenhang mit 
NeoIT stehenden personellen Veränderungen müssen für die Kolleginnen und 
Kollegen der SKA transparent und nachvollziehbar durchgeführt werden. 
 
Eine jeweils rechtzeitige Einbindung der Personalvertretungen der abgebenden 
Dienststellen erachten wir als zwingend erforderlich. Da die betroffenen 
Kolleginnen und Kollegen den Personalrätinnen und Personalräten meist 
persönlich über einen sehr langen Zeitraum bekannt sind, ist damit zu rechnen, 
dass wir als „vertraute“ Personalvertretung mit Rat und Tat zur Seite stehen 
müssen. 
 
Die positiven Erfahrungen mit intensiven persönlichen Gesprächen im Vorfeld 
des 
Stellentransfers beim Leistungsschnitt 1.0 führten dazu, die Akzeptanz für die 
personellen Maßnahmen ganz erheblich zu verbessern. 
 
Die vom Stellentransfer betroffenen Kolleginnen und Kollegen müssen 
umfassend und regelmäßig informiert werden, inwiefern sich die neue 
organisatorische Zughörigkeit auf Weiterentwicklungschancen und das 
persönliche Fortkommen auswirken, insbesondere dürfen durch 
Veränderungssperren bzw. zeitlich verschobene Entscheidungen keine 
„Hängepartien“ entstehen. 
 
Der Referatspersonalrat der SKA unterstützt die Einschätzungen der 
Fachbereiche vollumfänglich. …“ 
 

POR „…wir begrüßen es grundsätzlich sehr, dass man von Seiten neoIT von einer 
ursprünglich wahrgenommenen überstürzten Vorgehensweise abrückt und den 
kritschen Haltungen der Referate mit deutlich mehr Beteiligung begegnet. 
 
Für unsere betroffenen Kolleg*innen im POR, insbesondere auch im Bereich 
Paul@, die sich anstatt einer weiter andauernden Hängepartie durchaus 
klärende Entscheidungen gewünscht hätten, ist das aber zumindest teilweise 
unbefriedigend. 
Speziell im POR haben wir mit neoHR-bedingt zudem die besondere Situation, 
dass unsere betroffenen Kolleg*innen nun wohl nur übergangsweise aufwändig 
in verschieden Bereichen der im Aufbaubefindlichen neuen 
Organisationsstruktur 
eingeplant werden müssen. Zudem sind für sie vorübergehend neue 
Büroraumlösungen zu finden, da wir die Räumlichkeiten in der Landsberger Str. 
im Frühjahr 2022 räumen müssen. 
 
Für alle stadtweit betroffenen Kolleg*innen erwarten wir eine enge Begleitung 
und Betreuung durch das neoIT-Veränderungsmanagement und speziell für 
unsere betroffenen Kolleg*innen im POR eine effektive Zusammenarbeit 
zwischen dem neoIT-Veränderungsmanagement und dem neoHR-
Veränderungsmanagement. …“ 
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GSR „…neben der kurzen Beteiligungszeit ist auch in der neuen Beschlussvorlage 
nach wie vor das Missverhältnis zwischen Zentralisierung und Dezentralisierung 
im Zusammenhang mit Anforderungs- und Geschäftsprozessmanagement und 
dem damit verbundenen Verlust der fachlichen Nähe zu kritisieren. Zusätzlich 
bestätigt sich der Eindruck, dass der Schwerpunkt auf die 
"Methodenkompetenz" gelegt wird um damit die massive Verlagerung der 
personellen Ressourcen ins RIT zu begründen. Dies wurde bereits in unserer 
Stellungnahme im Frühjahr ausführlich thematisiert und hat sich im 
Wesentlichen nicht geändert. Zudem ist zu erwarten, dass es entgegen der 
Intention der Beschlussvorlage doch wieder zum Aufbau von Doppelstrukturen 
kommen wird durch die Etablierung von Account Manager*innen. Man könnte 
hier fast von "Doppelmoral" sprechen 
 
Grundsätzlich ist es positiv, dass nach der Intervention aller betroffenen 
Referate für den notwendigen Veränderungsprozess nun mehr Zeit zur 
Verfügung steht und einige der Kritikpunkte aufgenommen wurden. Das führt 
letztlich aber eben auch zu einer noch längeren Dauer der Verunsicherung bei 
den betroffenen Kolleg*innen in den Fachreferaten, was man bereits heute 
schon deutlich spürt. Wir rechnen damit, dass die Eine oder der Andere solange 
nicht abwarten und sich beruflich neu orientieren wird - innerhalb und außerhalb 
der LHM. Das führt dann, insbesondere begünstigt durch die Veränderungs-
sperre, zu einer Mehrbelastung der noch verbliebenen Kolleg*innen mit allen 
bekannten negativen Folgen nach innen und außen. …“ 
 

SOZ „…Sehr auffällig ist die Heterogenität dieser Beschlussvorlage. Manche 
Arbeitspakete wurden gemeinsam von POR, RIT und den Referaten erarbeitet 
(z.B. GPM). Diese Form der Erarbeitung wünschen wir uns für alle 
Arbeitspakete, da wir der Auffassung sind, dass nur gemeinsam tragfähige 
Konzepte und Prozesse entwickelt werden können. 
Bei anderen Arbeitspaketen wird zwar davon gesprochen, dass die Referate 
einbezogen waren, die Form und auch die Berücksichtigung aller Interessen 
wird jedoch nicht sichtbar, Bedenken nicht ernst genommen. 
 
In den Bereichen, welche schnell umgesetzt werden sollen (z.B. IT-Sicherheit) 
entsteht der Eindruck, dass hier zentrale Wünsche durchgesetzt werden sollen, 
ohne mit den Referaten zu sprechen. Dieses Vorgehen lehnen wir schlichtweg 
ab, da es weder inhaltlich noch im Sinne der Personalfürsorge sinnvoll ist. 
Nach wie vor ist die Betonung auf Projekten mit starkem EDV-Bezug, andere 
Projekte werden außer Acht gelassen. Aus unserer Sicht ist auch hier eine 
Verzahnung notwendig und es braucht in den Referaten ausreichend Projekt- 
und Prozessmanagementressourcen, um Struktur und Kreativität zu 
ermöglichen.  
Immer wieder wird erwähnt, dass die Kommunikation verbessert werden muss, 
nicht zuletzt, um auch das Vertrauen herzustellen. Interne Kommunikations-
strukturen im RIT/IT@M werden hier genannt, sowie die Klarstellung von 
Schnittstellen.  
Inwieweit eine schnelle Zentralisierung von Einheiten wirklich sinnvoll ist, ohne 
im Vorfeld an der eigenen Kommunikationsstruktur zu arbeiten stellen wir in 
Frage.  
Wir sehen hier analog zum NeoHR Prozess die Notwendigkeit eine gemeinsame 
Haltung zu erarbeiten, um dann die Aufgaben effizient erledigen zu können im 
Sinne der Kund*innen und Bürger*innen. Dies gelingt nur durch einen 
gemeinsamen Prozess, welcher in dieser Beschlussvorlage nur teilweise zu 
erkennen ist. Wir erwarten, dass keine vorschnelle Umsetzung z.B. für die IT-
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Sicherheit erfolgen soll, bevor nicht ein Gesamtkonzept für alle Bereiche 
vorhanden ist. 
 
Wir fordern alle Beteiligten auf Personal nicht als Verfügungsmasse zu handeln, 
um vielleicht sogar den eigenen Bereich zu stärken evtl. auf Kosten anderer 
Bereiche. Wir sehen keine sehr zeitnahe und gelingende Umsetzung einzelner 
Arbeitspakete ohne den konsequenten Einbezug der Betroffenen und fordern 
diesen hiermit ein. …“ 
 

PLAN „…An unserer Stellungnahme aus März 2021 halten wir auch nach Vorlage des 
neuen Beschlusses fest. D.h. es sollte zunächst die bisherige Umorganisation 
erst mal so umgesetzt werden, dass sie im Alltag funktioniert und einen Nutzen 
für die Anwender*innen und vor allem für die Bürger*innen der Stadt mit sich 
bringt. Erst wenn dies belastbar nachgewiesen ist, sollte über weitere Schritte 
nachgedacht werden. Eine Umsetzung Schritt für Schritt ist wichtig und nicht 
alles auf einmal.  
 
Die Aussage im Beschluss „durch den Abbau von Doppelstrukturen können 
Synergien gehoben, wirtschaftliche Effekte realisiert und die Qualität der 
Leistungserbringung gesteigert werden“ (Seite 2) sehen wir mit der 
Beschlussvorlage noch nicht ausreichend nachgewiesen. Hierfür sind in der 
Beschlussvorlage u.E. zu wenig befürwortende Argumentationen enthalten. 
 
Hinzu kommt, dass Einsparungen, Peiman u.ä. keine gute Umsetzung und 
Akzeptanz fördern werden. 
 
Wir hoffen, dass die Referate sowie die Personalvertretungen im weiteren 
Prozess weiterhin gut eingebunden und vorgebrachte Vorschläge konstruktiv 
geprüft und ggf. berücksichtigt werden. …“ 
 

MOR „…Grundsätzlich ist die Vermeidung von IT-Doppelstrukturen begrüßenswert. 
 
Ziel der Umsetzung soll es sein, durch organisatorische und prozessuale 
Optimierung sowie Professionalisierung und Qualitätssteigerung, eine erhöhte 
Effizienz und Effektivität in der IT der Stadtverwaltung zu erreichen und dabei 
die Kund*innen- und Mitarbeiter*innenzufrieden-heit zu erhöhen. 
Dieses Ziel halten wir auch für erstrebenswert und geben hier zu bedenken, 
dass in diesen Prozess auch weiterhin die Mitarbeiter*innen eingebunden 
werden sollten und es zu keinem Verlust der Fachkompetenz in den Referaten 
führen darf. 
 
In Ziffer 1.6 wird dargelegt, dass das Ziel 1: „Service – Vertrauen in it@m zu 
verbessern“ sei und das Ganze wird dann mit Begriffen ausgeschmückt für die 
man (= der Durchschnitt der Belegschaft) ein Übersetzungshandbuch bräuchte. 
So wird unseres Erachtens keine Verbesserung des Vertrauens in it@m 
erreicht. Hier sollte an der sprachlichen Benennung grundsätzlich gearbeitet 
werden, da dies Begriffe wohl nur IT-affine und in IT- Bereichen tätige 
Mitarbeiter*innen beherrschen. 
Bei so tiefgreifenden und nachhaltigen Veränderungen für die Kolleg*innen 
müssen alle Gene-rationen und alle Berufsgruppen, insbesondere sprachlich, 
abgeholt werden. 
 
Weiterhin wird davon gesprochen, dass begleitend die Anpassung von wichtigen 
Prozessen sowie eine kontinuierliche Verbesserung bzw. Digitalisierung von von 
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IT-Prozessen, die Weiterentwicklung und Veröffentlichung von 
Qualitätsstandards sowie die Optimierung der Kund*innen Kommunikation 
erfolgt. Die von den Referaten und Eigenbetrieben gewünschte Fachnähe im IT-
Referat soll ebenfalls kontinuierlich ausgebaut werden. Spezifische 
Fachkenntnisse in den jeweiligen Referaten müssen erhalten und dort verortet 
bleiben. 
 
Es wird aber auch nach wie vor dringend ein*e Anwenderbetreuer*in im 
Fachreferat benötigt. Seit der Einführung von Service Now ist die Vor-Ort-
Betreuung nicht mehr vorhanden und es muss wegen jeder Kleinigkeit ein Ticket 
eröffnet werden. Dieser Mehraufwand kann nicht im Sinne einer Digitalisierungs-
strategie und der Vermeidung von Doppelstrukturen sein. Wir bitten diesen 
Punkt, auch wenn er nicht direkt Gegenstand dieser Beschlussvorlage ist 
(Arbeitspaket 07 – sonstige Aufgaben in den GPAMs), nochmals zu 
überdenken. Die Funktion des Supplier Manager sehen wir vor Eröffnung eines 
Tickets zur allgemeinen Hilfestellung. 
 
Die Stellen des Anforderungsmanagement und der GPAM´s sollten unserem 
Verständnis nach nicht getrennt werden, da dadurch wieder neue Schnittstellen 
entstehen würden. 
 
Da das Projekt mit dem vorhandenen Personal aus dem IT-Referat und dem 
POR umgesetzt werden kann (Ziffer 1.13), gehen wir auch davon aus, dass es 
dadurch zu keinen zu Personaleinsparungen kommt.  
 
Der Leistungsschnitt 2.0 im Bereich des Informationssicherheitsmanagement 
stellt für das Mobilitätsreferat ein Pilotprojekt gemäß der Beschlussfassung des 
Stadtrats vom 28.07.2021 dar. Für die Zuschaltung von externen Kapazitäten für 
diesen Verantwortungsbereich im ISM bitten wir um intensive Abfrage bei den 
externen IT-Dienstleistern. 
 
Auch wenn die Pilotierung bedeutet, dass es hierbei lediglich um die punktuelle 
Verprobung einzelner Konzeptbausteine gehen kann und dies nur geringe 
Aussagekraft im Hinblick auf die Wirksamkeit des gesamten 
Umsetzungskonzepts aufweist, kann hier zeitnah die fehlende Besetzung der 
Informationssicherheit bei Referatsgründung kompensiert werden. Eine weiter- 
gehende Unterstützung durch das ISM der LHM ist hier sehr begrüßenswert, da 
das Mobilitätsreferat bis Jahresende immer noch ein Referat im Aufbau ist. …“ 
 

KR „…Der Referatspersonalrat des Kommunalreferates ist entsetzt über die 
kompromisslose Vorgehensweise der Städtischen IT, seinen im Beschluss zum 
Teilhaushalt dargestellten Personalnotstand, durch einen nachgeordneten 
Beschluss mit der Begründung Kundenorientierung zu vermeiden, 
auszugleichen. 
Aus unserer Sicht werden hier Doppelstrukturen aufgebaut, da sowohl die 
Aufgabe als auch das Personal wechseln soll. Damit ist die Schnittstelle lediglich 
um eine Stufe verschoben worden. Der Personalzuwachs soll in die bereits 
bestehenden Strukturen eingepasst werden, was bedeutet, dass dem Personal 
deutlich mehr Aufgaben zugewiesen werden. Die Argumentation, dass es zu 
einer Personaleinsparung bei den Referaten und Eigenbetrieben kommen wird, 
ist schlichtweg absurd, da sich, wie die Vergangenheit es bereits mehrfach 
gezeigt hat, in den Referaten und Eigenbetrieben sehr schnell neue Strukturen 
bilden werden, damit die Basisarbeit überhaupt erfolgreich bewältigt werden 
kann. Ganz im Gegenteil, die Referate und Eigenbetriebe sind gezwungen die 
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IST-Kosten von IT@M über Ihren Sachhaushalt zu bezahlen. Eine 
Personalmehrung bei der IT bedeutet ganz automatisch höhere 
Verrechnungssätze. Wir sprechen hier von bis zu 1 Mio. Mehrkosten!!!! Aus 
unserer Sicht versucht die IT, die im Leistungsschnitt 1.0 noch immer 
bestehenden Defizite, siehe Teilhaushalts-beschluss 2021, mit einem 
Leistungsschnitt 2.0, unter dem Deckmantel der Kundenorientierung bzw. der 
Zuständigkeiten auf Kosten der Referate und Eigenbetriebe zu minimieren. Von 
einer Verbesserung der augenblicklichen Situation, kann aus unserer Sicht nicht 
gesprochen werden. Wir befürchten eher das Gegenteil! Im Übrigen ist 
anzumerken, dass die Beschlussvorlage insgesamt nur so von Fachbegriffen, 
Anglizismen und Abkürzungen gespickt ist, dass es einem Nichtfachmann/frau 
sehr, sehr schwer fällt den dargestellten Vorhaben überhaupt folgen zu können. 
Vermutlich ist dies durchaus beabsichtigt, damit die dahinter liegenden 
Sachverhalte nur unzureichend erkennbar sind. 
Aus diesen Gründen lehnt der Referatspersonalrat, die vorgelegte 
Beschlussvorlage in der Gänze ab und bittet den Gesamtpersonalrat seine 
Stellungnahme entsprechend zu formulieren. …“ 
 

RAW „…Generell begrüßen wir die Bemühungen um eine Verbesserung der IT-
Dienstleistungen für die Beschäftigten des RAW, sehen aber auch Risiken und 
möchten die Rechte der von der Zentralisierung betroffenen Kolleg*innen 
geschützt wissen. An der überarbeiteten Version des Beschlusses fällt einerseits 
der größere, zeitliche Horizont für die nächsten Schritte und andererseits auch 
der etwas selbstkritischere Blick auf die bisherige Umsetzung von neoIT positiv 
auf. 
 
Aus Sicht des RAW müssen insbesondere die Ausschöpfung der vorhandenen 
Optimierungsmöglichkeiten innerhalb des IT-Referats, die Maßnahmen zur 
Steigerung der Effizienz und Qualität der IT-Services, aber auch die 
Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen RIT und den anderen Referaten 
vorrangig angegangen werden. Bei der Definition der angestrebten Benchmarks, 
Kennzahlen (KPI) und Service Level Agreements (SLAs) sind die bisherigen 
Erfahrungswerte der Referate sowie allgemein anerkannte Industriestandards 
unbedingt mit zu berücksichtigen. Eine Messung der bislang nur vermuteten 
„erhöhten Wirtschaftlichkeit“ müsste zudem noch separat erfolgen. Die 
Unterteilung in 3 Phasen zur Erzielung der genannten Fortschritte sollte aus 
unserer Sicht auch dafür genutzt werden, nach Abschluss einer jeden Phase 
eine unabhängige und neutrale Validierung des Projektfortschritts (etwa über ein 
projektexternes Controlling) durchzuführen. Keineswegs dürfen die positiven 
Absichten nur auf dem Papier formuliert werden, sondern müssten tatsächlich 
umgesetzt und gelebt werden. Eine Verschlechterung der IT-Servicequalität 
wäre für die Beschäftigten im RAW nicht zumutbar.  
 
Bei der Ausarbeitung der im Dokument „BV_Textbeiträge_AP1-8“ genannten 
acht Arbeitspakete müssen neuere Erkenntnisse, z.B. was den 
Aufgabenzuschnitt der Zielorganisation GPAM angeht, stets mit einbezogen 
werden. Die aus den Referatsgesprächen gewonnenen Erkenntnisse, welche 
sich referatsunabhängig offensichtlich sehr stark ähneln, müssen ebenfalls in 
Umsetzung der 8 Arbeitspakete mit einfließen. 
 
Sehr kritisch sieht der RPR des RAW die Überlegung, dass ein Teil der 
Aufgaben vom bisherigen Anforderungsmanagement künftig von Key-Usern in 
den Fachbereichen übernommen werden soll. Schon in den vergangenen 
Jahren wurden zunehmend technische Infrastruktur bzw. IT-Aufgaben an 
sogenannte „Key-User“ übertragen (Beispiel: Betreuung der 
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Multifunktionsgeräte). Dies hat zu einer Zusatzbelastung der Fachkräfte und 
Sachbearbeiter*innen geführt und ist gerade vor dem Hintergrund der 
Pandemie, dem starken Personalabbau im Referat und der sehr hohen 
Arbeitsbelastung nicht zielführend und wenig 
effizient. Der RPR wünscht sich deshalb dringend, dass keine Zentralisierung 
des IT Anforderungsmanagement stattfindet und auch künftig keine 
Rückverlagerung diverser Verantwortlichkeiten an ausgewählte Key-User in den 
Fachbereichen durchgeführt wird. 
 
Von der Umstrukturierung betroffen sind auch (z.T. langjährige) Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des RAW, welche jahrelang hervorragende Arbeit kundennah 
und vor Ort geleistet haben und bereits den Personal- und Aufgabenverlust im 
Leistungsschnitt 1.0 trotz anderslautender Vereinbarungen mit kompensieren 
mussten. Dieser Personenkreis muss frühzeitig in die Planungen mit einbezogen 
werden und Klarheit über die künftige organisatorische Ansiedlung und fachliche 
Ausgestaltung der eigenen Stelle erhalten. Für Personen, welche sich selbst in 
der neuen Organisation nicht wiederfinden und für die im bisherigen Referat 
keine Unterbringungsmöglichkeit besteht, müssen Ersatzangebote innerhalb des 
RIT gemacht und die Wünsche des betroffenen Personenkreises berücksichtigt 
werden. Dabei müssen stets Ehrlichkeit und Transparenz in der Kommunikation 
herrschen, keineswegs dürfen falsche Versprechungen gemacht werden. …“ 
 

KVR „… Die vorliegende Beschlussvorlage berücksichtigt erfreulicherweise nun im 
Vergleich zum Grundsatzbeschluss vom 26.03.21 die Notwendigkeit der 
fachlichen und organisatorischen Nähe bei den Referaten. Wir hoffen und gehen 
davon aus, dass dieser Aspekt auch im weiteren Fortgang die notwendige 
Beachtung behält.  
Bei der bisherigen Beteiligung der Referate gab es noch viel 
Erweiterungsmöglichkeiten, die in dieser Beschlussvorlage ebenfalls 
berücksichtigt und hoffentlich im weiteren Prozess konsequent umgesetzt 
werden.  
 
Die in der Beschlussvorlage genannten Doppelstrukturen müssen einzeln 
konkret betrachtet und geprüft werden. Eine generelle Zentralisierung bei 
Doppelstrukturen kann nicht die Folge einer qualifizierten Prüfung im Sinne der 
Funktionsfähigkeit der Referate sein. Es ist davon auszugehen, dass eine 
Vielfalt von Varianten an Lösungen (z.B. klare Prozessbeschreibungen mit 
Schnittstellen von den Referaten zum RIT bzw. IT@M, Dezentralisierung in die 
Referate) als Ergebnis am Ende vorhanden sein müssten, da ansonsten ein 
„Vorab-Ziel“ Zentralisierung ins RIT bzw. IT@M mit dem Prozess nur nach 
„Außen“ verkauft werden würde. Es gibt nicht immer, aber sehr häufig, mehrere 
Möglichkeiten Doppelstrukturen sinnvoll abzubauen.  
 
Wir begrüßen es ausdrücklich, dass die fachliche Steuerung der IT im Referat 
verbleiben soll. In diesem Zusammenhang gehen wir davon aus, dass das RIT 
als künftiger „Digital Service Provider“ das KVR in diesem Rahmen bestmöglich 
unterstützt. 
 
Für die geplanten bzw. laufenden Digitalisierungsmaßnahmen des KVR 
(Einführung E-Akte, DataPrivacyManagers, neuer IT-Bestellprozess) muss 
ausreichend Personal im KVR vorhanden bleiben, da ansonsten die erfolgreiche 
Umsetzung nicht sichergestellt ist.  
Wir gehen ebenfalls davon aus, dass die besonderen Bedürfnisse des KVR 
(Parteiverkehr, sicherheitsrelevante Aufgaben, weit überwiegend gesetzliche 
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Aufgaben) im Projekt entsprechend berücksichtigt und für die Zukunft in der 
Umsetzung sichergestellt werden. 
 
Bei den dargestellten Szenarien bzgl. des Geschäftsprozessmanagements ist im 
Ergebnis die dezentrale Aufstellung der „Gewinner“. Das dezentrale Szenario 
wird sehr begrüßt. Allerdings fehlt bisher die Darstellung der Schnittstelle 
zwischen Geschäftsprozessmanagement und Anforderungsmanagement. Wir 
gehen davon aus, dass diese im weiteren Projektverlauf definiert wird.  
Aus unserer Sicht ist es unerlässlich, dass das Projektmanagement im KVR 
verbleibt. Die in der Beschlussvorlage dargestellten Gewinne bei einer 
Zentralisierung können genauso effektiv z.B. durch eine zentrale 
Steuerungsgruppe für Ressourcensteuerung, Projektmanagementstandards und 
Technologieentwicklung durch das RIT erfolgen und das im KVR sehr 
erfolgreiche Projektmanagement mit den sehr hohen Fachkompetenzen 
erhalten. 
 
Beim Anforderungsmanagement ist das KVR seit vielen Jahren sehr erfolgreich; 
insbesondere in der Zusammenarbeit mit den Fachbereichen! Da die 
Fachbereiche über kein IT-Personal verfügen ist es sehr wichtig, dass die 
fachlichen Anforderungen vom Anforderungsmanagement in die IT-Sprache 
„übersetzt“ werden um hier erfolgreich und effektiv zu bleiben. Die Fachbereiche 
brauchen dringend diese „Fachlichkeit“ des Anforderungsmanagements in der 
Vertretung zu den IT-Dienstleistern nach Außen. Bei einer Zentralisierung gehen 
wir definitiv von einer Verschlechterung für die Fachbereiche in der Beratung 
und Umsetzung aus! 
 
Es ist nicht erkennbar oder nachvollziehbar warum die Zentralisierung der IT-
Sicherheit weiter betrieben wird, obwohl die künftige Organisation (zentral oder 
dezentral) von z.B. Geschäftsprozessmanagement und 
Anforderungsmanagement im weiteren Prozess erst erarbeitet werden soll. Bei 
einer tatsächlichen Ergebnisoffenheit erschließt sich dieser Schritt der 
Zentralisierung der IT-Sicherheit zum jetzigen Zeitpunkt nicht.  
Die in der Beschlussvorlage dargestellten Unterschiede der IT-Sicherheit in den 
Referaten ergeben sich ganz natürlich auf Grund der Unterschiedlichkeit der 
Aufgaben der Referate. Diese Unterschiedlichkeit zu unterschätzen stellt eine 
Gefahr für die künftige IT-Sicherheit im Zusammenspiel mit den individuellen 
Bedürfnissen der Referate dar.  
Was spricht tatsächlich dagegen den Bereich IT-Sicherheit gemeinsam mit den 
anderen Aufgabenfeldern im Rahmen des weiteren Projektes zu prüfen und ggf. 
neu zu organisieren? 
 
In der Beschlussvorlage ist vorgesehen den Bereich Fachliche Dienste und 
Testmangement dem Bereich ITM zentral zu übertragen. Leider geht aus der 
Beschlussvorlage nicht hervor, wie trotz der dort aktuell sehr geringen fachlichen 
Kenntnisse der jeweiligen Fachverfahren und der Aufgaben- und 
Organisationsstruktur der Fachbereiche im KVR sichergestellt werden kann, 
dass die je nach Fachverfahren/Fachbereich sehr individuellen und speziellen 
Vorgaben in den Rechte- und Rollenkonzeption qualifiziert geplant und 
umgesetzt werden sollen. Die Rechte- und Rollenvergabe in den Fachverfahren 
ist nicht vergleichbar mit Zugriffsrechten z.B. in Netzlaufwerken. 
Es ist auch nicht in der Beschlussvorlage dargestellt, was gegen eine 
Verlagerung der Prüfung dieses Aufgabenbereiches in das weitere Projekt 
spricht. 
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Wir begrüßen viele Inhalte der Beschlussvorlage. Wie aus unseren 
Ausführungen erkennbar ist, sollten allerdings viele sehr wichtige Aspekte noch 
Berücksichtigung finden, damit das Gesamtprojekt mit intensiver Beteiligung der 
Referate zu einer erfolgreichen IT-Zukunft mit Verbesserungen führen kann. …“ 
 

 











Städtische IT: Ausgestaltung des Leistungsschnitts 2.0;
Beschluss des IT-Ausschusses vom 08.12.2021

An das RIT – Beschlusswesen

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem mit Mail vom 27.10.2021 zugeleiteten Beschluss nehmen wir seitens des 
Kommunalreferats wie folgt Stellung:

Den nunmehr gewählten Ansatz, die Fachlichkeit der Referate / Eigenbetriebe und deren 
Aufgabenerfüllung zum Maßstab der Betrachtungen zur künftigen Organisation der IT zu 
machen, begrüßen wir. Dies war in den bisherigen Stellungnahmen auch stets eine unserer 
Forderungen.

Das geplante Vorgehen, zunächst die noch vorhandenen Defizite aus dem Leistungsschnitt 
1.0 aufzuarbeiten und dabei insbes. die fachliche Expertise des IT-Dienstleisters hinsichtlich 
der jeweils zu betreuenden Bereiche zu stärken, sehen wir als den richtigen Ansatz.

Nach wie vor ist für uns jedoch kein ganzheitlich durchdachtes Zielbild hinsichtlich der 
zukünftigen Organisation, der künftigen Prozesse, aber auch der Ergebnisverantwortung 
auszumachen. 

Einerseits wird durch die – zurecht –  in dieser Vorlage mehrfach erwähnten Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Digitalisierung, aber auch allgemein durch den Innovationsbereich im 
POR eine künftige prozessorientierte Organisation befördert, andererseits befasst sich der  
Leistungsschnitt 2.0 bislang ausschließlich mit aufbauorganisatorischen Belangen.

Ein weiterer, unserer Ansicht nach noch nicht hinreichend geklärter Aspekt ist die Frage nach 
der Ergebnisverantwortung für die Umsetzung von IT-Vorhaben, aber auch strategischer 
Themen wie die Digitalisierung in den Referaten. Eine Verlagerung dieser Verantwortung in 
die Fachbereiche nach Abzug des bislang hierfür zuständigen Personals zum RIT kann hier 
keine Lösung sein.

Für die zusammen mit den Referaten und Eigenbetrieben vorzunehmende Analyse der 
vorhandenen Strukturen sowie der Definition einer künftigen Zielorganisation der IT können 
die als Anlage zu dieser Vorlage beigefügten Zwischenergebnisse aus den bisherigen 
Arbeitsgruppen aus unserer Sicht jedoch nur eine allererste Grundlage sein. Insbes. vor dem 
Hintergrund einer nunmehr potenziell veränderten Zielrichtung des Leistungsschnitts, wie 
bspw. der postulierten Stärkung der Aspekte der Fachbereiche werden diese Ergebnisse, 
welche ja unter der eindeutigen Vorgabe einer strikten Zentralisierung entstanden sind, neu zu
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Anforderungsmanagement 
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bewerten sein. Im Übrigen sind die Bewertungen der einzelnen dort entworfenen Szenarien für
uns im Detail auch nicht nachvollziehbar.

Bei der Konzeptionierung eines Key-User-Modells für eine optimierte Zusammenarbeit 
zwischen Fachbereich und IT wird darauf zu achten sein, ob und inwieweit angesichts der 
angespannten Personalsituation in den Fachbereichen die erforderlichen Kapazitäten 
vorhanden sind. Dabei dürfen auch die hierfür notwendigen Kompetenzen nicht außer Acht 
gelassen werden.

In der Folge der oben stehenden Ausführungen sehen wir die vorgesehene Zentralisierung der
IT-Sicherheitsbeauftragten kritisch. Die in dem Konzept angestellten Überlegungen zu den 
notwendigen Regelungen, nach welchen die IT-Sicherheitsbeauftragten künftig ihren nach wie 
vor dezentralen Aufgaben unter zentraler organisatorischer Zuordnung nachkommen sollen, 
wären unserer Ansicht nach bei Beibehaltung der derzeitigen Organisationsstruktur obsolet. 
Es erschließt sich uns nicht, wie die beim Referat / Eigenbetrieb verbleibende Gesamt-
verantwortung für das dezentrale Sicherheitsmanagement unter diesen Rahmenbedingungen 
noch wahrgenommen werden kann. Hier werden die Erfahrungen aus der Pilotierung beim 
Mobilitätsreferat abzuwarten und anschließend kritisch auszuwerten sein.

Zuletzt dürfen wir noch darauf hinweisen, dass die pauschale Aussage in der Zusammen-
fassung der Vorlage, wonach die Kolleg*innen aus den GPAMs Vorteile in den geplanten 
Änderungen sehen, für das Kommunalreferat nicht gilt, soweit dies den bisherigen Umgriff des
Leistungsschnitts 2.0 betrifft.

Mit freundlichen Grüßen

gez.

Vertreter der Referentin
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Beschlussvorlage für den IT-Ausschuss am 08.12.2021 (VB/SB)

Städtische IT: Ausgestaltung des Leistungsschitt 2.0

I. An das IT-Referat

Das Kulturreferat stimmt dem Abbau von Doppelstrukturen in der IT grundsätzlich zu, möchte 
aber auf folgende Punkte gesondert hinweisen und um Berücksichtigung bitten: 

• Aus Sicht des Kulturreferats hat sich die derzeitige Struktur im GPAM und die 
Zusammenarbeit mit it@M bewährt und das Referat bei seiner Aufgabenerfüllung 
erfolgreich unterstützt. Eine Aufteilung des Anforderungsmanagements, wie in Anlage 
1 beschrieben, schafft  weitere Schnittstellen und führt zu Reibungsverlusten, ebenso 
wie die Trennung vom Geschäftsprozessmanagement.

• Das Kulturreferat setzt voraus, dass  die Anlage 1 des Beschlusses „Ergebnisse der 
Arbeitspakete“ keine Verbindlichkeit besitzt. Diese Ergebnisse sind unter hohem 
Zeitdruck und während der Haupturlaubszeit entstanden, wodurch keine angemessene
Beteiligung der Referate möglich war.

• Das Kulturreferat begrüßt, dass sich das Ziel 2 (Kapitel 3.3 der Beschlussvorlage) auf 
die Frage konzentriert, „welche Aufgaben in den GPAM generisch und damit [...] 
zentralisierbar sind“. Als „generisch“ versteht das Kulturreferat Aufgaben, die ihrem 
Wesen nach gleichartig sind und in allen Referaten gleich durchgeführt werden. Das 
Kulturreferat ist der Auffassung, dass die allermeisten Aufgaben im 
Anforderungsmanagement wesentlich bestimmt werden durch die bearbeiteten 
fachlichen Anforderungsstellungen und damit nicht generisch sind. 

• Die künftige Projektarbeit sollte nicht von einem einseitigen Ziel-Szenario ausgehen, 
sondern ergebnisoffen sein. Die eigenständige und eigenverantwortliche 
Aufgabenerfüllung der Referate und Eigenbetriebe muss dabei oberste Priorität 
behalten. 

• Das Kulturreferat begrüßt es, dass nun auch die Optimierungsmöglichkeiten innerhalb 
des IT-Referats und it@M in den Fokus gerückt werden.
Darüber hinaus unterstützt es das Konzept für die Einrichtung von 
Digitlisierungsmanager*innen in den Referaten, da die Ressourcen dafür derzeit von 
anderen Aufgaben abgezogen werden müssten.

II. Abdruck von I. 
an R-STD

Datum: 03.11.2021 Kulturreferat 
Geschäftsleitung GPAM 
KULT-GL-GPAM 
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Frau Weihermann 
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an GL-GPAM
mit der Bitte um Kenntnisnahme.

III. Wv. GL-3

I. V.

Mitzeichnung:

GL/L: am:

 GL-3: am:
Stadtdirektor















WG: EILT SEHR - Beschlussabstimmung IT-Doppelstrukturen

Von: Koordinierungsstelle zur Gleichstellung von LGBTIQ*
Gesendet: Donnerstag, 28. Oktober 2021 13:19
An: ITM Beschlusswesen
Betreff: AW: EILT SEHR - Beschlussabs mmung IT-Doppelstrukturen

Sehr geehrte Frau ,

die Koordinierungsstelle meldet Fehlanzeige.
Vielen Dank für die Zuleitung.
Mit freundlichen Grüßen,

Landeshauptstadt München
Oberbürgermeister
Koordinierungsstelle zur
Gleichstellung von LGBTIQ*

Wenn Sie sich mit obiger Anrede nicht zutreffend angesprochen fühlen, teilen Sie uns bi e mit, wie Sie angesprochen werden möchten.

Hinweise zur elektronischen Kommunika on mit der Stadtverwaltung. Bi e denken Sie an die Umwelt, bevor Sie diese E-Mail ausdrucken.

ITM Beschlusswesen
Do 28.10.2021 13:23

An:ITM Beschlusswesen <itm.beschlusswesen@muenchen.de>;

E-Mail – itm.beschlusswesen@muenchen.de https://mail.muenchen.de/owa/itm.beschlusswesen@muenchen.de/?off...

1 von 1 28.10.2021, 13:23



WG: EILT SEHR - Beschlussabstimmung IT-Doppelstrukturen

Von:
Gesendet: Montag, 8. November 2021 15:17
An: beschluesse.rit; ITM Beschlusswesen
Cc: Beschlusswesen Kom
Betreff: AW: EILT SEHR - Beschlussabs mmung IT-Doppelstrukturen

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Stadtgüter München melden Fehlanzeige.

Mit freundlichen Grüßen

--
Landeshauptstadt München
Kommunalreferat
Stadtgüter München
Freisinger Landstraße 153
80939 München

Telefon:               +49 89 324686-25
Fax:                       +49 89 324686-20           
E-Mail pers:       
E-Mail off:           sgm.kom@muenchen.de
Internet:             h p://www.stadtgueter-muenchen.de

ITM Beschlusswesen
Mo 08.11.2021 15:20

An:ITM Beschlusswesen <itm.beschlusswesen@muenchen.de>;

E-Mail – itm.beschlusswesen@muenchen.de https://mail.muenchen.de/owa/itm.beschlusswesen@muenchen.de/?off...

1 von 1 08.11.2021, 15:20
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